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Streit um DSGVO-Bußgelder
vor deutschen Gerichten

Mittlerweile gibt es eine ganze Anzahl hoher
DSGVO-Bußgelder gegen Unternehmen in
Deutschland. Das mit 35,3 Millionen Euro bislang
hçchste rechtskr�ftige Bußgeld verh�ngte die
Hamburger Datenschutzbehçrde. In einem ande-
ren Fall hatte der Bundesbeauftragte f�r den Da-
tenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI) ge-
gen ein Telekommunikationsunternehmen ein
Bußgeld in Hçhe von 9,5 Millionen Euro ver-
h�ngt. Nach der unberechtigten Offenlegung einer
Mobiltelefonnummer bewertete der BfDI die Da-
tensicherungsmaßnahmen als unzureichend und
nahm einen Verstoß gegen Art. 32 DSGVO an.
Im anschließenden Verfahren vor dem LG
Bonn reduzierten die Richter das Bußgeld auf

900 000 Euro (Urt. v. 11. 11. 2020 –
29 OWi 1/20, K&R 2021, 133 ff.). Das
Gericht maß dem vom BfDI als wesent-
lich ber�cksichtigten Umsatz des Un-
ternehmens zwar Bedeutung zu. Es ori-
entierte sich bei der Bemessung des
Bußgeldes jedoch st�rker an der „Tat-
schuld“.

In einem anderen wichtigen Punkt liegt die Ent-
scheidung aber auf der Linie der Behçrden. Der
BfDI hatte das Bußgeld direkt gegen das Unter-
nehmen verh�ngt, ohne einen Pflichtverstoß einer
Leitungsperson festzustellen. Eine solche Vorge-
hensweise sieht das deutsche Bußgeldrecht nicht
vor. Zwar erlaubt es § 30 OWiG, einem Unterneh-
men eine Pflichtverletzung zuzurechnen. Dies
setzt aber voraus, dass zuvor eine Leitungsperson
eine solche Pflichtverletzung begangen hat. F�r
eine solche Bezugstat muss nach der Rechtspre-
chung nicht einmal zwingend der konkrete T�ter
ermittelt werden; notwendig ist nur die Feststel-
lung, dass eine Leitungsperson die Zuwiderhand-
lung vorwerfbar begangen hat (vgl. BGH, NStZ
1994, 346).
Eine Bezugstat f�r die Anwendung von § 30
OWiG liegt in der Praxis h�ufig in einer Aufsichts-
pflichtverletzung nach § 130 OWiG. Danach haf-
ten Unternehmensleiter, wenn sie erforderliche
Aufsichtsmaßnahmen unterlassen, um unterneh-
mensbezogene Pflichtverstçße zu verhindern.
Dies erfordert, dass die festgestellte Zuwiderhand-
lung durch gehçrige Aufsicht verhindert oder we-
sentlich erschwert worden w�re. Nach dem deut-
schen Recht kn�pft die Verh�ngung eines Bußgel-
des gegen ein Unternehmen h�ufig an die Verlet-
zung entsprechender Aufsichtspflichten an. Dem-
nach kçnnte ein Bußgeld nur dann gegen ein Un-
ternehmen oder eine sonstige juristische Person
verh�ngt werden, wenn der zugrunde liegende Da-
tenschutzverstoß durch eine ordnungsgem�ße
Aufsicht verhindert oder wesentlich erschwert
worden w�re.
Die meisten deutschen Datenschutzbehçrden
meinen jedoch, dass bei Bußgeldern nach Art. 83

DSGVO ein sogenanntes kartellrechtliches Funk-
tionstr�gerprinzip gelten soll. Danach sollen Un-
ternehmen auch ohne eine Aufsichtspflichtverlet-
zung oder einen sonstigen nachgewiesenen
Pflichtverstoß der Leitungsebene f�r DSGVO-
Verstçße haften. In diesem Punkt gab das LG
Bonn den Datenschutzbehçrden Recht. Gegen-
stand der Sanktionierung sei der Datenschutzver-
stoß als Erfolg und nicht die daf�r urs�chlichen
Handlungen bestimmter nat�rlicher Personen.
Eine Kenntnis oder gar Anweisung der Gesch�fts-
f�hrung oder die Verletzung der Aufsichtspflicht
sei nicht erforderlich. Das Unternehmen hafte als
funktionale Einheit – und die Ankn�pfung der
Geldbuße an ein Fehlverhalten von Organen oder

Leitungspersonen lasse sich mit dem Haftungs-
konzept nach EU-rechtlichem Vorbild und dem
Funktionstr�gerprinzip nicht sinnvoll in Einklang
bringen.
Diese Auffassung muss man nicht teilen. Denn
§ 41 BDSG nimmt unter anderem die §§ 30, 130
OWiG in Bezug. Zudem steht in Art. 83 DSGVO
nichts von einem Funktionstr�gerprinzip oder kar-
tellrechtlichen Haftungsregeln. Vielmehr ver-
weist Art. 83 Abs. 8 DSGVO ausdr�cklich auf
die Verfahrensvorschriften der EU und der Mit-
gliedstaaten. Zwar gibt es in Erw�gungsgrund
150 S. 3 DSGVO einen Verweis auf kartellrecht-
liche Vorgaben. Der bezieht sich nach seinem
Wortlaut aber ausschließlich auf den maximalen
Bußgeldrahmen f�r Unternehmen. Dementspre-
chend bewertete auch k�rzlich das LG Berlin ein
von der Berliner Datenschutzbehçrde ebenfalls di-
rekt gegen ein Unternehmen verh�ngtes Bußgeld
als unwirksam (Beschluss vom 18. 2. 2021 – (526
OWi LG) 212 Js-OWi 1/20 (1/20), K&R 2021,
285 ff.). Neben den oben genannten Argumenten
sah es die Verh�ngung eines Bußgeldes auch als
Verstoß gegen das Gesetzlichkeitsprinzip und den
Schuldgrundsatz an.
Gegens�tzlicher als das Urteil des LG Bonn und
der Beschluss des LG Berlin kçnnen gerichtliche
Entscheidungen wohl kaum sein. Die Staatsan-
waltschaft hat gegen die Entscheidung des LG
Berlin sofortige Beschwerde eingelegt. Das Ver-
fahren ist nun beim KG Berlin anh�ngig. Daten-
schutzbehçrden haben bislang viele DSGVO-
Bußgeldbescheide direkt gegen Unternehmen ver-
h�ngt. Daher wird die Entscheidung des KG Ber-
lin hohe praktische Bedeutung haben.
Das Beispiel zeigt aber bereits jetzt schon, dass es
sich durchaus lohnen kann, Entscheidungen der
Datenschutzbehçrden vor Gericht �berpr�fen zu
lassen.

* Der Verfasser ist Teil des Verteidigerteams, das das
betroffene Unternehmen in dem o. g. Verfahren vor
dem LG Berlin gegen das von der Berliner Daten-
schutzbehçrde verh�ngte Bußgeld verteidigte.
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